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DGB begrüßt neuen Vergabegesetzentwurf, fordert aber  
schärfere Kontrollen 
 
Anlässlich der heutigen ersten Lesung des neuen Ber liner 
Vergabegesetzentwurfs im Berliner Abgeordnetenhaus b e-
grüßt der DGB-Bezirk das Festhalten des Senats an so zia-
len und ökologischen Kriterien. „Insbesondere die Ta rif-
treue-Regelungen und die Festsetzung einer untersten  
Lohngrenze sind aus unserer Sicht sehr wichtig, nich t zu-
letzt aufgrund der vollen Arbeitnehmerfreizügigkeit i n Eu-
ropa ab dem 1. Mai 2011!“, sagte die DGB-
Bezirksvorsitzende Doro Zinke. Gleichzeitig erneuerte sie 
aber die Forderung der Gewerkschaften nach verbindl ichen 
Kontrollen und schärferen Sanktionen. 
 
Der neue Entwurf für ein Berliner Vergabegesetz ist aus Sicht 
des DGB-Bezirks ein wichtiger Beitrag zum Schutz von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern, die in Berlin-Brandenburg tä-
tig sind. Die jüngsten Berichte über osteuropäische Beschäftig-
ten, die im Berliner Umland AG zu Dumpinglöhnen und unter 
katastrophalen Sicherheitsbedingungen Schnee auf Gleisen und 
Bahnhöfen schippen mussten, haben einmal mehr deutlich ge-
macht, dass verbindliche soziale (und ökologische) Kriterien für 
die öffentlichen Auftraggeber unverzichtbar sind. „Wir brauchen 
dringend wirksame Regelungen gegen Lohndumping“, betonte 
Zinke. 
 
Das neue Berliner Vergabegesetz nutze die engen Spielräume, 
die der Europäische Gerichtshof 2008 mit dem skandalösen 
Rüffert-Urteil festgelegt hat, weitgehend aus. „Allerdings“, so 
Zinke, „ist die Festlegung sozialer und ökologischer Kriterien nur 
dann etwas wert, wenn auch die Einhaltung wirksam kontrolliert 
und Verstöße sanktioniert werden.“ Da bleibe der Senat leider 
noch hinter dem zurück, was notwendig ist und auch was ande-
re Bundesländer wie Bremen bereits beschlossen haben. Zinke 
appellierte an die Abgeordneten, diese Mängel zu beheben, 
damit Berlin nicht nur auf dem Papier sondern auch in der Pra-
xis ein fortschrittliches Vergabegesetz bekommt. 
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